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COVID-19 Überbrü-
ckungs-Kredite gel-
ten als Fremdkapi-
tal in der Bilanz 
 
In der Bilanz wird ein 
COVIC-19 Kredit dem 
Fremdkapital als übrige 
Verbindlichkeit zugeord-
net. Für die Berechnung ei-
ner Überschuldung gilt er 
aber nicht als Fremdkapi-
tal, sondern als Eigenkapi-
tal. 

Die Laufzeit eines COVID-
19 Kredites beträgt maxi-
mal 60 Monate und gilt als 
verzinster Kredit. Die Bank 
kann während der Laufzeit 
Amortisationen einführen. 
So lange der Kredit eine 
Fälligkeit von mehr als 12 
Monaten hat, kann er als 
langfristige Verbindlichkeit 
in der Bilanz ausgewiesen 
werden. 

Sobald Teile davon inner-
halb des nächsten Jahres 
amortisiert werden müs-
sen, sollten die Amortisati-
onen getrennt als kurzfris-
tige Verbindlichkeiten in 
der Bilanz dargestellt wer-
den. Der COVID-19 Kredit 
muss im Anhang des Jah-
resabschlusses offen ge-
legt werden. 
 

 

Der Ausgleich von 
Erbvorbezügen 
 
Oft wollen Eltern ihren 
Nachkommen einen Teil ih-
res Vermögens zu Lebzei-
ten überlassen. Eine Mög-
lichkeit dafür ist der Erb-
vorbezug. Dabei handelt es 
sich um eine lebzeitige Zu-
wendung an Nachkommen. 
Die gesetzlichen Erben 
müssen sich den Betrag 
nach dem Tod der Eltern 
ihrem Erbe anrechnen las-
sen, einen Ausgleich ma-
chen. 

Der Erblasser kann die Be-
schenkten in seinem Testa-
ment von dieser Aus-
gleichspflicht befreien, al-
lerdings nur im Rahmen 
der freien Quote. Die 
Pflichtteile müssen ge-
wahrt bleiben. Ist der Be-
günstigte kein gesetzlicher 
Erbe, spricht man nicht von 
einem Erbvorbezug, son-
dern von einer Schenkung. 
Begünstigte müssen nach 
dem Tod des Schenkers 
nur die Schenkungen aus-
gleichen, die weniger als 
fünf Jahre zurückliegen 
und Pflicht-teile verletzen. 

Übersteigt der Erbvorbezug 
den Anteil am Erbe, muss 
der Empfänger seinen Mit-
erben die Differenz zurück-
zahlen. Die Höhe des Aus-
gleichs hängt vom Wert 

bei der Erbteilung ab, 
nicht vom Wert beim Erb-
vorbezug. 

Das bedeutet, dass wenn 
zum Beispiel eine Tochter 
20 Jahre vor dem Tod des 
Vaters ein Haus erhalten 
hat, das Haus zum heuti-
gen Marktwert bewertet 
wird. Unter Umständen 
übersteigt der Erbvorbezug 
den Anteil am Erbe und die 
Ausgleichszahlung kann 
den Betroffenen in Be-
drängnis bringen.  

Es ist zu empfehlen, dass 
Erbvorbezüge und Schen-
kungen schriftlich festge-
halten werden. Gleichzeitig 
kann der Erblasser bestim-
men, ob der Erbvorbezug 
bei der Erbteilung ausgegli-
chen werden muss. Dies ist 
allerdings nur im Rahmen 
der freien Quote möglich – 
die Pflichtteile müssen ge-
wahrt werden.  
 

 
 

Unterhaltsleistun-
gen sind steuerbar 
 
Unterhaltsbeiträge, die ein 
Steuerpflichtiger bei Schei-
dung oder Trennung für 
sich erhält, sind steuerbar. 
Dabei spielt es keine Rolle, 
 
 
 



ob die Beiträge als wie-
derkehrende Leistung, 
durch indirekte Zahlun-
gen wie zum Beispiel die 
Übernahme von Miet- oder 
Schulkosten oder mittels 
Naturalleistungen erfol-
gen. Im Gegenzug können 
die Unterhaltsbeiträge an 
den geschiedenen oder ge-
trennt lebenden Ehegatten 
von den Einkünften abge-
zogen werden. 
 

 
 
GV-Beschlüsse 
ohne alle Eigentü-
mer oder Vertreter 
sind nichtig 
 
Das Bundesgericht ent-
schied in seinem Urteil, 
dass Beschlüsse einer ak-
tienrechtlichen Universal-
versammlung nichtig 
seien, wenn nicht alle Ei-
gentümer oder Vertreter 
aller Aktien anwesend sind. 
Ebenso sind die von einer 
nicht ordnungsgemäss 
konstituierten GV gefass-
ten Beschlüsse nichtig. 

«Nicht ordnungsgemäss 
konstituiert» bedeutet, 
dass die GV durch ein un-
zuständiges Organ ein-
berufen wurde und zu der 
GV nicht alle Aktionäre 
eingeladen worden sind 
oder bei der Nicht-Aktio-
näre teilgenommen hatten. 
(Quelle: BGE 4A_279/2018 
vom 2. November 2018) 
 

 
 

Keine Videoauswer-
tung ohne Video-
reglement im Straf-
verfahren 
 

 
 
 

Eine Videoaufnahme, für 
deren Betrieb ein Videoreg-
lement notwendig wäre, 
aber keines besteht, darf in 
einem Strafverfahren 
nicht als Beweismittel 
genutzt werden, selbst 
wenn die Installation der 
Videokamera in Absprache 
mit der Polizei erfolgte. 

Damit bestätigte das Bun-
desgericht seine strenge 
Auslegung bezüglich Ver-
wertbarkeit von Videoauf-
nahmen. Solche Videoauf-
nahmen im öffentlichen 
Bereich stellen grundsätz-
lich eine Persönlichkeits-
verletzung dar, die nur zur 
Aufdeckung von schweren 
Straftaten gerechtfertigt 
ist. (Quelle: BGE 6B_1288/ 
2019vom 21.12.2020) 
 

 
 
Eigenmietwert 
muss bei unentgelt-
licher Überlassung 
versteuert werden 
 
Die unentgeltliche Über-
lassung eines Hauses oder 
einer Wohnung an Famili-
enmitglieder gelten als 
Eigennutzung des Eigentü-
mers. Eigennutzung liegt 
auch dann vor, wenn die 
ehemals eheliche Wohnung 
im Rahmen eines Schei-
dungsverfahrens zur Nut-
zung an den anderen Ehe-
gatten zugewiesen wird. 

Daraus folgt, dass der Mit-
eigentümer, der seinen An-
teil aufgrund der Schei-
dungsvereinbarung dem 
anderen Ehegatten über-
lässt, den vollen Eigen-
mietwert für einen Mitei-
gentumsanteil als Einkom-
men aus unbeweglichem 
 
 
 

Vermögen zu versteuern 
hat. Gleichzeitig kann die 
Eigenmiete aber im glei-
chen Umfang als Unter-
haltsbeitrag an den ge-
trennten oder geschiede-
nen Ehegatten zum steuer-
lichen Abzug bringen. 
 

 
 
Keine Abschreibun-
gen auf Beteiligun-
gen ohne Wertver-
lust 
 
Das Bundesgericht ent-
schied, dass Abschreibun-
gen auf eine Aktiengesell-
schaft nicht zulässig sind, 
wenn die Gesellschaft nicht 
an Wert verloren hat. Auch 
Abschreibungen aus ver-
gangenen Jahren, die nicht 
auf einem Wertverlust be-
ruhen, können in der aktu-
ellen Periode wieder aufge-
rechnet werden. (Quelle: 
2C_132/2020 vom 
26.11.2020) 
 

 
 
Wo liegt das Haupt-
steuerdomizil einer 
juristischen Per-
son? 
 
Das Hauptsteuerdomizil ei-
ner juristischen Person be-
findet sich normalerweise 
am statutarischen und im 
Handelsregister eingetra-
genen Sitz. 

Steuerbehörden können 
bei der Festlegung aber da-
von abweichen, wenn am 
Sitz keine funktionstüch-
tige Infrastruktur für das 
Unternehmen vorhanden 
ist. Das Bundesverwal-
tungsgericht entschied, 
dass wenn nur eine beauf-
tragte Treuhandgesell-
schaft ihre Adresse zur 
Verfügung stellt und alle 



Briefsendungen weiterlei-
tet, dies ein Briefkastendo-
mizil ist. Somit liegt das 
Hauptsteuerdomizil am 
Ort, wo die Geschäftstä-
tigkeiten vorgenommen 
werden. (Quelle: BGE 
2C_384/ 2019 vom 
18.11.20) 
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